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Amtliches. 
Berlin, 12. Januar. Der König hat den Dekan a. D. Pfarrer 
erdt in Nordenſtadt zugleich zum Konfiftorialvatb und Mitglied des 


Konſiſtoriums in Wiesbaden ernannt und den Major a. D. Römer 
in Groß⸗Salze bei Schönebeck, der von der Stadtverordnetenverſamm⸗ 


lung zu Oppeln 8 Wahl gemäß, als beſoldeten Beigeord⸗ 
bet ne Stadt Oppeln für die geſetzliche zwölffährige Amtsdauer 
eſtätigt. 


Den Oberlehrern Schorre und Dr. Lindenkohl am Eymnaſium 
Kaſſel iſt das Prädikat Profeſſor beigelegt worden. 


Deulſcher Reichstag. 
23. Sitzung. 

85 Berlin, 12. Januar. 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes von 
ötticher. 
Der Beſchluß des Bundesrathes betr. die Aufnahme der Kali⸗ 
fabriken u. ſ. w. in das Verzeichniß der Anlagen, die beſonderer 
Genehmigung bedürfen, wird in dritter Bergthung genehmigt und 
darauf die erſte Berathung des Antrags Winpdthorft fortgeſetzt. 
Abg. Hänel: Es iſt immer peinlich und unangenehm, im 
Namen der Minorität feiner eigenen Partei ſprechen zu miüflen. 
Sofort als der Antrag Windthorſt bekannt und in der Preſſe 
lebhaft diskutirt wurde, verkündigte die Regierungspreſſe und die 
konſervative Preſſe mit großer Befriedigung, daß er die liberale 
Partei zerſplittern werde. Die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ fragte 
ſogar, wie ſich die Regierung ſtützen könne auf eine, in einem ſo 
wichtigen Punkte zerſplitterte Partei. Wie ſteht es nun heute? Wie 
ſteht es mit den konſervativen Parteien? Wir haben von Herrn 
v. Kardorff gehört, daß die freikonſerpative Partei für eine motivirte 
Tagesordnung ſtimmen wird und merkwürdigerweiſe deshalb, weil Er⸗ 
örterungen zwiſchen dem Staat und der Kurie ſtattfinden So handelt 
eine Partei, die ſeiner Zeit nicht hoch und theuer genug die Souveränität 
und Unabhängigkeit des Staates gegenüber der Kurie betonen konnte, 
in der der Staatskatholizismus ſeinen recht eigentlichen Sitz hat. Die 
reinkonſervative Partei iſt, wie Herr v. Kleiſt geſtern geſagt hat, genau 
in zwei Hälften geſchieden. Kann man da nicht mit der „Provinzial⸗ 
Korreſpondenz“ fragen: wie kann ſich irgend eine Regierung auf dieſe 
konſervative Partei ſtützen? In einem Punkte kann ich mit gutem 
ewiſſen die Geſammtheit meiner Partei vertreten. Dieſe Vertretung 
knüpft ſich merkwürdigerweiſe an die Rede des Abg. Payer. Er ſchob 
uns zu, als ob wir die Liberalen, ſpeziell die Fortſchrittspartei, |. 3. 
als wir das Reichsgeſetz von 1874 annahmen, von der Vorausſetzung 
ausgegangen ſein könnten, dadurch zur geiſtigen Befreiung des deutſchen 
Volkes beizutragen. Das haben wir in keiner Weide beabſichtigt. Das 
Geſetz, wie es damals zur Annahme gelangte, beruhte auf ganz nüch⸗ 
ternen Erwägungen. Wir hatten die thatſächliche Vorausſetzung in der 
preußiſchen Maigeſebgebung. wo dem Staat unter gewiſſen Bedingungen 
die Ermächtigung eingeräumt war, Kirchendiener, die ſich gegen die 
Geſetze des Staates vergingen, entweder aus dem Orte zu entfernen 
oder ihre Einſetzung in das Amt ſtaatlicherſeits nicht anzuerkennen. 
dem gegenüber fragten wir uns, wenn der Staat einmal im Beſitz 
De Rechtes iſt, welches Mittel iſt dieſem Staat zu gewähren, um 
dieſes ſein geſetzliches Recht praktiſch durchführen zu können. Hier 
onnte man zwiſchen verſchiedenen Mitteln wählen. Man konnte einen 
ſtrafrechtlichen Standpunkt einnehmen, oder mit Exekutionsmitteln 
egen die betreffenden Geiſtlichen einſchreiten. Wir haben uns für das 
leere Mittel entſchieden, weil wir es für das beſtdurchführbare und 
gerechtere hielten. Dieſe nüchternen Erwägungen ſind es ge⸗ 
weſen, die damals die Fortſchrittspartei mit Ausnahme weniger 
ſich der Abſtimmung enthaltender Stimmen einſtimmig für das 
Geſetz eintreten ließ. Der zweite Theil der Payer'ſchen Rede 
war ſpekulativy im Sinne der Kaufmannſchaft. Herr Payer faßte 
nämlich die Liquidation des Zentrums ins Auge und ſagte uns, 
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Freitag, 13. Januar. 


hätten. Dieſe Bonhommie iſt Bonhommie, aber 

(Sehr gut! links.) Wie, iſt der Bundesrath wirklich nur ein legislalo⸗ 
riſcher Jaktor, nur ein Oberhaus? Dann wäre die Antwort des Bun⸗ 
desrathsbevollmächtigten korrek . Aber bi her haben wir auf Grnnd der 
Verfaſſung angenommen, daß der Bundesrath etwas mehr, daß 
er ein Stück Reichsregierung iſt und auf die Politil des Reiches einen 
unmittelbaren und leitenden Einfluß haben will. Iſt das richtig — 
ich glaube kaum, daß der Herr Bundesrathsbevollmächtigte das be⸗ 
ſtreiten wollte — fo iſt es nicht nur fein Recht, ſondern ſogar feine 
Pflicht, bei wichtigen Gegenſtär den auch noch vor unſerer Beſchluß⸗ 
faſſung eine politiſche Stellung zu nehmen. (Sehr gut! links) Und 
wenn der Bundesrath — vielleicht weil ihm die Ferien zu ſüß waren 
— zu weiterer Stellungnahme nicht gelangt iſt, fo hätte doch der 
Reichskanaler in einer jo wichtigen Sache Stellung nehmen können. 
Hat der Reichskanzler nicht wiederholt als Vertreter der Reichsregie⸗ 
rung im Gegenſatz zum Bundesrath — ich erinnere nur an die FInker⸗ 
pellation des Herrn v. Sen — Stellung genommen, ſelbſtändig, 
obne Präjudiz für die Beſchlüſſe des Bundesraihs? Und weiter, wo 
iſt denn die preußiſche Regierung und ihre Bevollmächtigten? Liegt 
nicht die Thatſache vor, daß dieſes Reichsgeſetz auf preußiicher Ini⸗ 
tiative beruht, daß es nur ein Su plement ift zur preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung? Der preußiſche Juſtizminiſter war es, der feiner Zeit 
dieſen Geſetzentwurf hier verteidigte und zwar vom Stand: 
punkte der preußiſchen Politik aus. Es ſollte alſo Preußen in 


der Lage fein, durch einen Bevollmächtigten uns Aufichluß zu 
geben über die Harmonie oder Disharmonie des Antrages 
Windthorſt mit der zu befolgenden preußiſchen Kirchenpolitik. 


Ich fürchte, daß, wenn wir hier den Antrag angenommen haben, es dann 
ganz davon abhängen wird, wie ſich die Kirchengeſetzgebung im preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſe präfentiren wird, wie das Zentrum ſich be⸗ 
züglich dieſer Vorlage im preußiſchen Abgeordnetenhauſe verhalten wird 
und je nachdem der Ausfall in dieſer Beziehung fein wird, wird man 
zur Publikation gelangen oder es bei dem Reichsgeſetz bewenden laſſen. 
Und wie ſteht es nun mit dem Zentrum, welche Bedeutung legt es 
dem Antrage bei? Darüber hat ſich das Zentrum ſtets offen und 
fonfequent geäußert. Herr Windthorſt hat geitern erklärt, daß ſein 
Standpunkt unverrückt der ſei, daß die Maigeſetzgebung nicht zu revi⸗ 
diren, ſondern abzuſchaffen ſe. In dieſen vom Zentrum ſtets ver⸗ 
theidigten Standpunkt hat es nur eine kleine Modifikation hineinge⸗ 
bracht, daß es nämlich von der Starrheit dieſes Standpunktes dann 
abgeben könne, wenn die Kurie in ihren Verhandlungen mit dem 
Staate zu derartigen Konzeſſtonen ſich herbeiließe. Dieſen Standpunkt 
— und bier befinde ich mich in voller Uebereinſtimmung mit der Mehr⸗ 
beit meiner Partei — theilen wir ſchlechterdings nicht. Es giebt für 
uns ſo weſentliche Kernpunkte der Maigeſetzgebung, daß wir über dieſe 
niemals hinwegkommen und niemals darauf verzichten werden. Ferner 
iſt auch der zweite Weg für uns ausgeſchloſſen, die Verhandlungen mit 
der Kurie über Angelegenheiten, die wir als die Domäne der Staats⸗ 
regierung betrachten. Wir bleiben auf dem Standpunkt feſt, daß die 


Grenzbeſtimmung zwiſchen Kirche und Staat der Souveränetät 
des Staates anbeimfällt. (Sehr wahr! links.) Gerade von 
dieſem Standpunkte aus komme ich individuell — bier ſcheide 
ich mich allerdings wieder von meinen Fieunden — 


zu der Schlußfolgerung: wenn vom Zentrum ein Antrag gebracht 
wird welcher von dem von mir gekenn eichnetun Standpunkt ausgeht, 
ſo ſetze ich voraus, daß es hierbei auf eine Förderung und Verſtälkung 
der Poſition des Zentrums abgeſehen iſt. Einem ſolchen Antrag, der 
in dieſer Hoffnung geſtellt iſt, kann ich nicht zuſtimmen. Wie ſteht [43 
mit den liberalen Parteien ſelbſt? Dieſe haben den Antrag auch mit 
verſchiedenen Augen betrachtet. Leſen Sie die Deduktionen Payer's 
auf der einen Seite und die Virchow's auf der anderen. Mit letzteren 
bin ich einverſtanden, und wenn der Anirag gedeutet werden könnte 
als ein Ausdruck des Virchow'ſchen Standpunkts, ich würde mich nicht 
befinnen, mich der Majorität meiner Freunde zu fügen. Aber jetzt 
treffe ich auf Herrn Payer. Herr Payer verſichert uns, dieſe ganze 
Ae a e und der ganze Kulturkampf ſei ein grober Fehler ge⸗ 
weſen (Sehr richtig! im Zentrum und rechts), und wir müſſen ſobald 
als irgend möglich dafür Buße thun (Sehr richtig! im Zentrum und 
rechts), ſohald als möglich alles das, was aus dem ganzen geſetz⸗ 
geberiſchen Akte hervorgegangen iſt, revoziren. Alſo Herr Payer be: 
trachtet den Antrag Windthorſt als Ausdruck für ſeinen Standpunkt 
und als Mittel, um feinem Ziele näher zu kommen. Ja, meine 
Herren! Das ift mir eben positiv entgegengeſetzt; ich halte es nicht für 
vorſichtig, einem Antrage, der als Mittel zu fo verſchiedenen Zwecken 
betrachtet wird, zuzuſtimmen. Es kann keinen ſchärferen Gegenſatz 
geben, als dieſe Zeit und die Zeit vor etwa 6 oder 7 Jahren. Es iſt 
ſchon von den Herren aus dem Zentrum triumphirend, und ich muß 
ſagen, mit vollem Rechte, auf dieſen Umſtand hingewieſen worden. Da⸗ 
mals galt es als nothwendig, korrekt und patriotiſch, ja ſogar, um in 
1 Geſellſchaft suläffig zu fein, daß man kulturkämpfte (Heiter⸗ 
eit), da mußte man mit Entſchiedenheit allen Anforderungen, welche 
die Regierung in Bezug auf die Kirchengeſetzgebung erhob, blindlings 
folgen, ſonſt war man immerhin politiſch etwas anrüchig. (Sehr 
richtig!) Jetzt frage ich mich immer, um Gotteswillen, wer waren 
denn eigentlich zu damaliger Zeit die Urheber des Kulturfampfes ? 
Jetzt auf einmal will es Niemand geweſen fein. (Heiterkeit, ſehr gut!) 
Wie hat die Reichspartei eine ihrer erſten geiſtigen Kapazitäten, Herrn 
Falk, verſtoßen und mit Undank belohnt! (Hört! hört!) Dieſelbe 
Reich spartef, die ſich [. 3. zum hohen Nubme anxechnete, Herrn Falk 
als ihren Vertreter in der Regierung zu finden. (Sehr richtig, links.) 
Auch in unſeren Reihen ſehe ich nur zu ſehr die Strömung mächtig, 
daß jedermann eigentlich fern vom Schuß in dieſem Kampfe ſein muß, 
und wenn man hin und wieder einmal Jemanden fragt, ſo du haſt ja 
damals Reden gehalten, ſo ſagt er, das iſt wahr, aber im Stillen 
habe ich immer geſagt: mit dem Kulturkampf iſt es nichts. (Große 
Heiterkeit. Sehr gut!) Meine Herren! Ganz ehrlich geſtanden, ich 
weiß nicht, wie boch Sie mich als Kulturkämpfer taxiren (Rufe im 
Zentrum: Sehr hoch ), mögen Sie das hoch oder niebrig thun, aber 
Eines ſage ich Ihnen: wenn ich einmal für eine ſolche Geſetzgebung 
die Verantwortlichkeit übernommen babe, dann balte ich an dieſer Ver⸗ 
antwortlichkeit feſt. (Sehr gut! links). Damit iſt keineswegs geſagt, 
daß ich es nicht ganz gerne mit gutem Gewiſſen auf meine Verant⸗ 
wortlichteit nehmen kann, einzugeſtehen, ich habe mich da und dort 
geirrt. Ich fürchte, daß dieſer erſte Schritt lediglich als eine Konzeſſſon 
ausgenutzt wird, die die prinzipielle Stellung, die wir alle ſeſthalten 


wollen, nicht etwa ſtärkt, ſondern abſchwächt. Aus dieſen Gründen 
585 ich mich verpflichtet, gegen den Antrag Windthorſt zu ſtimmen. 
(Beifall links.) 
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5 Uhr Nachmittags angenommen. Sa 


Abg. Liebknecht: Meine Partei hat von Anfang an ihre 
Stellung zum Kulturkampf klar präzifirt. Seitens des Zentrums wurde 5 
behauptet, das Ausnahme eſetz gegen die Sozialdemokratie ſei nicht 2 
einſchneidend, wie das Reichsgeſetz vom Jahre 1874. Dem muß ich 
bab n Das erſtere Geſetz tft wohl zeitlich beſchrönkt, aber die 
Handhabung deſſel zen greift weiter, als vielleicht der Geſetzgeber beab⸗ 
ſichtigt bat. Das Zentrum war felbit in der Zeit des ſchärſſten Kulkur⸗ 
kamoſes in einer vortheilhafteren Lage, als wir gegenwärtig. Sie haben 
eine Preſſe, wir nicht: Sie haben das Verſammlungsrecht, wir nicht; 

Wir werden nach dem Grundf , 


D 


Sie find nicht rechtlos, wir find es. ) 
Gleiches Recht für Alle“ ſelbſtverſtändlich für den Antrag Windthor 
ſtimmen. Wir haben an demſelben nur auszuſetzen, daß er nicht weiter 
geht. Denn alle Gründe gegen das Reicksgeſetz von 1874 richten fh 
gegen alle Ausnahmegeſetze. Ich behalte mir vor, einen ſelbſtändigen 
Antrag einzubringen auf Aufhebung des Jeſuitengeſetzes, des $ 1338 
des Strafgeſetzbuches, des ſogenannten Kanzelparagraphen und des 
Sozialiſtengeſetzes. g 
Abg. v. Hammerſtein: Ich bin gezwungen, den abweichenden 
Standpunkt, den ich mit einem Theile meiner politiſchen Freunde ein? 
nehme, gegenüber den Herren, welche den Antrag des Herrn v. Kleiſt⸗ 
Retzow auf motivirte Tagesordnung unterſchrieben haben, zu kenn⸗ 
zeichnen. Zunächſt konſtatire ich die intereſſante Thatſache, daß, ſobald 
vom Kulturkampf und ſeinem Urheber geſprochen wird, Niemand dieſer 
Urheber geweſen fein will. Es iſt Ihre Schuld, daß in den Kultur⸗ 
kampf, der von der Regierung zunächſt, wie ich. anerkennen will, bona 5 
ade unternommen worden iſt, um das Verhältniß zwiſchen Staat und 
Kirche zu regeln, wie ich aber hinzufügen muß, unter Verkennung des 
richtigen Verhältniſſes zwiſchen Kirche und Staat, dis Odium hinein⸗ 
getragen ift, daß der Kulturkampf ſich zu einem Kampfe gegen alles 
pofitiv Chriſtliche in der Kirche N Gewiſſermaßen find wir 
Ihnen dankbar, denn durch dieſen Umſtand iſt die Reaktion gegen den 
Kulturkampf hervorgerufen, die ſich darin dokumentirt, daß heute Nie⸗ 
mand die Verantwortung dafür übernimmt. Meine perſönliche Meinung 
über die Reviſion der Maigeſetze iſt, daß, wenn wir erſt poſitiv an die 
Reviſion herangehen werden, wir bald fo weit revidiren werden, 
daß der übrig bleibende Torſo keinen Werth mehr hat. Ich bin der 
Meinung, daß, weil die Maigeſetze auf dem falſchen Prinzip der 
Parität beruhen, weil ſie die Individualität der verſchiedenen Kirchen 
ganz außer Acht laſſen, die Maigeſetze an und für ſich unbrauchbar 
ſind, eine richtige Grenzregulirung zwiſchen Kirche und Staat vorzu⸗ 
nebmen. Herr Virchow ſcheint dieſelbe Anficht zu haben, d i 
ſagte: Was wir Kulturkampf nennen, iſt das S 
Geſetzgebung, welche jeder Religionsgemen 
Es ſcheint beinahe, als wenn er ähnliche 
ſetzte er noch hinzu: 


Religionsgemeinſchaften müſſen ihre Dog 
nach der Geſetzgebung einrichten. (Heiterkeit.) Mit der organiſir 
römiſch⸗katholiſchen Kirche ſei überhaupt mit keinem Staat ein Friede 
möglich. Das Letztere gebe ich inſofern zu, als es ſich um einen ewig 
dauernden Frieden handelt, denn ſolcher hat nie exiſtirt und wird nie 
exiſtiren. Wenn ich nun zu dem Thema übergebe, welches den Grund 
meines Wortergreifens abgiebt, fo muß ich vorweg konſtatiren, daß 
der Verſuch des Abgeordneten Hänel, aus der Divergenz unſerer 
Stellung zum Antrage auf eine prinzipielle Divergenz innerhalb der 
konſervatwen Partei zu ſchließen, entſchieden ein mißlungener iſt. Ja, 
es iſt nach der geſtrigen Rede des Herrn v. Kardorff kaum anzunehmen, 
daß ſelbſt zwiſchen uns und unſeren Nachbarfraktionen heute ein prin⸗ 
ipteller Unterſchied in Bezug auf die 5 


0 die eſetze beſteht. Herr v. Kleiſt⸗ 
ketzow und feine Freunde und diejenigen Herren, welche mit mir für 
die Aufhebung des Geſetzes vom Jahre 1874 ſtimmen wollen, wir 
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eine Machtfrage und nicht wie für uns eine Kulturfrage iſt. (Sehr 
richtig! links.) Jemehr ſich das verſchiedene Ziel ſcheidet, um ſo mehr 
müſſen ſich die Wege ſcheiden in dem, was unſerer Meinung nach zum 
Fa führt und dem was dem Herrn Reichskanzler das Ziel erſcheint. 
Ich bin völlig der Meinung, daß die Stellung zu dieſem Geſetze die 
übrige preußiſche Geſetzgebung unverändert läßt, daß wir hier in der 
That ein Ausnahmegeſetz haben, dem gegenüber man mehr wie bei 
alien anderen Geſetzen fich gedrängt fühlen muß, zu prüfen, ob es 
noch nothwendig iſt. Ich halte es für ganz richtig, während man 
1874 lebhaft für das Geſetz eingetreten iſt, — was ich damals nicht 
that, — heute doch dieſes Geſetz zur Aufhebung mitzuempfehlen. 
Die Verhältniſſe, die Geſetzgebung ſind anders geworden, die Mai⸗ 
geſetzgebung iſt revidirt worden, und zwar gerade an einer 
Stelle, zu deren Ausführung das Geſetz von 1874 nothuendig war. 
Am meiſten iſt das Geſetz angewandt worden durch Ausweiſung von 
Geiſtlichen, welche in vakanten Pfarrereien einze ne Amtshandlungen 
vorgenommen haben. Solche Vertretung hat gerade das Juligeſetz von 
1880 für erlaubt erklärt. Gerade hierdurch iſt der Widerſtand der 
Nichterfüllung der Anzeigepflicht dem Klerus auf das Aeußerſte er⸗ 
leichtert und die praktiſche Bedeutung des Geſetzes von 1874 am 
meiſten eingeſchränkt worden. Dis Geſetz wollte nur die Vornahme 
pofitiver Amtshandlungen im Widerſpruch mit den Maigeſetzen ver: 
hindern, nicht die Erfüllung der Anzeigepflicht erzwingen. Soweit es 
auf die Biſchöſe angewendet worden, haben ſich die Ven hältniſſe ge⸗ 
ändert. Der Reichskanzler erklärte am 30. November, daß er ſich in 
den höflichſten und freundſchaftlichſten Beziehungen zum gegenwärtigen 
Inhaber des päpſtlichen Stuhles befinde. Man bat Bisthumsver⸗ 
weſer und Biſchöfe neu einführen laſſen, ohne fie vorher zu verpflichten 
zur Befolgung der Staatsgeſetze. Nach dieſer Dispenſation vom Eide 
muß man doch annehmen, daß dieſelden den Maigeſetzen 
nicht zuwiderhandeln werden, oder will man heute die Biſchöfe 
im Triumph der Bevölkerung unter ſtaatlicher Autoriſation 
einführen und morgen wieder auf den Schub bringen? 
Darin ſtimme ich mit dem Zentrum überein, eine Geſetzgebung auf 
Grundlage diskretionären Ermeſſens der Verwaltung im Gebiete der 
Kirche iſt für mich das Allerſchlimmſte. Das würde dahin führen, daß 
die Geistlichen Geiſeln für das politiſche Verhalten der Abgeordneten 
aus katholiſchen Bezirken in dieſem Hauſe wären. (Sehr wahr!) Es 
muß unſere Stellung in dieſer Frage ändern, weil auch die Stellung 


zoth ſich über einen geſetzgeberiſchen Gedanken ſchlüſſig gemacht hat, 
dann erſt die Berathung des Reichstags eintritt, fo iſt es juft auch 
umgekehrt. Nachdem der Reichstag in dieſem Falle geſprochen haben 
wird, wird der Bundesrath ſich ſchlüſſig machen. Wenn nun aber der 
Ir Abg. Richter behauptet hat, der Herr Reichskanzler benutze den 
Dumbeöratb aus eine Kuliſſe, die er je nach Bedürfniß vorſchiebe oder 
bei Seite e (Sehr richtig! links) — ich habe ja gar nicht daran ge⸗ 
zweifelt, meine Herren, daß viele von Ihnen derſelben Meinung find —, 
ſo iſt er dafür den Beweis jchuldig geblieben. Er hat daran erinnert, 
daß in der Allerhöchſten Botſchaft, die ja Übrigens nicht vom Reichs⸗ 
kanzler ausgeht ſondern von Sr. Maſeſtät dem Kaiſer (Rufe links: 
gegengezeichnet!) — ich habe nicht geſagt, daß ſie nicht gegengezeichnet 
ſei ſondern daß fie ausgeht von Sr. Maſeſtät dem Kaiſer. Wenn er 
dabei auf die Allerhöchſte Botſchaft eremplifizirt hat, fo erinnere ich 
ihn daran, daß es das verfaſſungsmäßige Recht des Kaiſers iſt, den 
Reichstag zu berufen und auch die Politik, die er für die erſprießlichſte 
bält, in der Thronrede, mit der er den Reichstag eröffnet, kund zu 
tbun. Es kann alſo dieſe Politik als ein zu erſtrebendes Ziel ice 
wohl verfaſſungsmäßig vom Kaiſer bezeichnet werden, ohne, daß es 
nöthig it, ſich vorher rückſichtlich dieſer Politik der Zuſtimmung des 
Bundesraehs zu vergewiſſern; es iſt das auch immer ſo geſchehen. 
15 Narcard: Nicht als Vertreter eines zur älfte katholi⸗ 
ſchen Wahlkreiſes, ſondern aus unwandelbarer Ueberzeugung ſtimme ich 
für den Antrag Windthorſt. Ich glaube, es iſt das Veſtreben, bei den 
nächſten Wahlen Vortheile aus dieſem Votum zu ziehen und einen 
Theil der katholiſchen Bevölkerung nach links zu ziehen und zwiſchen 
dem Centrum und den Konſervativen eine Kluft zu ſchaffen. Ich 
denke, das ſoll ihnen nicht gelingen. Das Centrum wird ſich vor dies 
ſer Unterſtützung von links her wohl in Acht nehmen. Im Kampfe 
nicht nur gegen das Mancheſterthum, ſondern namenlich gegen den 
Atheismus, der jetzt in allen Ländern ſeine Blüthen treibt, muß das 
Centrum mit den Konſervativen, müſſen alle gläubigen Chriſten zu⸗ 
ſammenſtehen. (Beifall rechts) : 
. Ana. Schröder (Wittenberg): Ich verkenne nicht die Härte 
einer Magregel, wie die der Expatriation der Geistlichen; ich und meine 
Freunde haben ſeiner Zeit unter ſchweren Bedenken für dieſes Exeku⸗ 
tionsmirtel geſtimmt, und wir würden auch heute bereit fein, Abhülfe 
zu ſchaffen, ſofern uns nur ſpezielle Anträge nach dieſer Richtung hin 
vorgelegt würden. Dieſer mein Standpunkt läßt wich auch die prin⸗ 


Ausnahmegeſetzes, wie dieſes, iſt die on gegeben für die An⸗ 
nahme, und ich kann nur wünſchen, daß dieſe nnahme mit möglich⸗ 
ſter Mehrheit beſchloſſen wird. (Beifall rechts und im Zentrum.) 
Abg. Richter (Hagen): Mit Unrecht hat Minister v. Bötticher 
eſtern der Fortſchrittspartei vorgeworfen, daß ſiie in Bezug auf die 
Aafallde sicherung gleich dem Reichskanzler ihren Standpunkt verändert 
habe. Im Gegentheil, der von uns unterſtützte Antrag deckt ſich voll⸗ 
ſtändig auch in Bezug auf die Zwangsverſicherung mit unſerem An⸗ 
trage in der vorigen Seſſion. Herr v. Bötticher tadelt alſo die Fort⸗ 
ſchrittspartei, ohne ihre Anträge zu kennen. (Sehr richtig! links.) 
Nicht die Aenderungen der Anſicht hat Virchow geſtern dem Reichs⸗ 
kanzler vorgehalten, ſondern den Umſtand, daß, während der Kanzler 
ſeine Anſichten wechſelt, er andern, welche ihm in dieſen Wandlungen 
nicht folgen können oder überhaupt andere Anſichten haben, Fraktions⸗ 
intereſſen und dergleichen vorwirft, während er allein glaubt, auf dem 
Standtpunkt der salus publica zu ſtehen. Wenn nur der 
Reichskanzler den Anſpruch des Den. v. Bötticher beherzigen wollte, 
daß, wer in der Frage der Unfallverficherung nichts mehr glaube 
lernen zu können, noch nicht den Anfang im Verſtändniß gemacht 
habe; alsdann würde man den Gegnern der Kanzlerproſekte 
auch nicht ſo heftige Vorhaltungen machen können. Ich glaubte 
zuerſt das Schweigen des Bundesrathes aus einem Verſchnupſt⸗ 
ſein des Kanzlers erklären zu können, welches ihn verhindert 
babe, die Miniſter, welche ja eine ſelbſiſtändige politiſche 
Uueeberzeugung nicht haben, zu inſtruiren. Statt deſſen erklärt 
5 
. 


N r. v. Bötticher, der Bundesrath habe ſich mit der Sache noch nicht 
eſchäftigt. Gewiß entſpricht es den ſtaatsrechtlichen Auffaſſungen nicht, 
. wenn der Kanzler nur als Sprachrohr des Bundesraths auftritt. Wenn 
U er aber in dieſer Auffaſſung konsequent bliebe, wäre es mir immer noch 
lieber, als wenn er augenblickliche Eingebungen hier vorbringt, die eine 
5 roße Aufregung im Lande verurſachen. Im vorigen Jahre hat der 
eichskanzler offenbar ohne Autoriſation ſelbſt des Kaiſers die Frage 
der Verlegung der Reichsregierung von Berlin für dieſe Seilion als 
Vorlage angekündigt. Statt deſſen haben wir gerade eine Vorlage 
über den Bau eines Reichstagsgebäudes erhalten. (Der Präſident 
Bent den Wunſch aus, daß der Nedner auf die Sache kommen möge.) 
1 achdem Herr v. Bötticher bei dieſer Sache ein wichtiges politiſches 
1 Prinzip, ob Erklärungen ohne Autoriſation des Bundesrathe abge⸗ 
e geben werden ſollen, zur Sprache gebracht, kann ich nicht darauf ver⸗ 


zichten, dieſelben zu kritiſiren. (Präſident: Ich habe nur den Wunſche des Kanzlers auf kirchenpolitiſchem und politiſchem Gebiete ſich geän⸗zipielle Gegnerſchaft des Abgeordneten Richter gegen die Annahme 
auusgeſprochen, ſich an die Sache zu halten.) Ich bedauere, bei ſolchen | dert hat: auf kirchenpolitiſchem Gebiet durch die Erklärung, daß er Ge» | des Geſetzes von 1880 nicht theilen, und ich kann in dieſer 
5 wichtigen Fragen nicht dem Wunſch des Herrn Präſidenten, ſondernſetze, wie das Zbiwilehegeſetz, nicht mehr jo hoch ſchätt — auf allge: | Beziehung nur auf die früher ausgeſprochene Stellung⸗ 
nur meiner Ueberzeugung folgen zu können. Seiner Zeit knüpfte der | mein politiſchem muß ſich unſere Stellung ändern, da das firchen- | nahme verweiſen. Gegen eine von dem Abg. v. Hammerſtein in 


1 Kanzler in dieſem Hauſe das Projekt des Tabaksmonovols an, zur 
g Verwunderung des neben ihm ſitzenden preußiſchen Miniſters. Als im 
5 vorigen Jahre hier nach dem Stande dieſes Projekts gefragt wurde, 
erklärte Herr v Bötticher wie heute, der Bundesrath habe ſich darüber 

noch nicht ſchlüſſig gemacht. Gleichwohl hat die Botſchaft wieder das 
Tabaks monopol als N hingeſtellt. In der neulichen Debatte 

aber verwies Staatsſekretär Scholz wieder darauf, daß der Bundesrath 

noch keine Vorlage gemacht habe. Derart wird der gute Bundesrath 

als Couliſſe diplomatiſch verwerthet vom Kanzler und vorgeſchoben, je 

nach dem der Kanzler etwas zur Sprache zu bringen wünſcht, während 

er ſonſt ganz unabhängig vom Bundesrath feine Anſichten proflımirt, 

Daß die Annahme des Antrages Windthorſt der Regie⸗ 

rung keinen Gefallen erzeigt, beweiſt die Haltung der der 
Regierung beſonders naheſtehenden konſervativen Parteimitglieder. 

Man ſaak, man dürfe nicht den erſten Schritt entgegenkommen, man 

wiſſe nicht, wohin der Weg in Preußen führe. Aber thatſächlich hat 
ſchon durch das Juli⸗Geſetz vom Jahre 1880 die Reviſion der Mai⸗ 
geſetze in Preußen e und iſt ſchon der erſte Schritt entgegen⸗ 
gekommen worden. Wir befinden uns doch bereits mitten in der Ne⸗ 
viſion der Maigeſetzgebung. Herr v. Hammerſtein vermißt den früheren 
Standpunkt, daß nichts geändert werden dürfe vor der Unterwerfung 
des Klerus unter die Geſetze. Aber dieſen Standpunkt hat der Fürſt 
Bismarck, die Konſervatigen und der größte Theil der Nationallibe⸗ 
aalen im > eu 1880 bereits aufgegeben. Wir haben dabei nicht mit⸗ 
gewirkt. r 8 9 des Geſetzes von 1880 war viel einſchneidender für 

| die Geſetzgebung, als der heutige Antrag. Nachdem die Regierung und 
5 die anderen Parteien den Standpunkt der Aufrechterhaltung der ge⸗ 
ſammten Geſetzgebung bis zur Unterwerfung des Klerus verlaſſen, kann 
unſere Partei allein denſelhen nicht mehr vertreten. Nicht Liebe zum 
zentrum beſtimmt uns Wollten mir die Herren gleich Herrn v. Kleiſt⸗ 
Retzow als „theure Freunde“ anreden (Heiterkeit), die Illuſion würde 
uns bei der nächſten Gelegenheit, die uns wie derum in ſcharfen Gegen⸗ 
Jah zum Zentrum bringt, verſchwinden. In Bezug auf die Reviſion 
befinde ick mich allerdings mit meinem Freunde Vi chow auf demſelben 
Standpunkt. Aufrecht erhalten wollen wir, was unierem poſitiven 
Programm entſpricht, abſtreifen nur, was die beſondere Kampfmethode 

des Kanzlers in einer uns innerlich fremden Weiſe in die Geſetzgebung 
ebracht hat. Aufrecht erhalten wollen wir vor Allem die Freiheit des 
dividuums, die Freiheit der einzelnen Kirchengemeinden, der nie⸗ 

deren Geiſtlichkeit gegen die höhere (Unterbrechung im Zentrum) aller⸗ 
dings! Nicht blos erhaltend, ſondern erobernd wollen wir in dieſer 
Richtung auftreten, z. B. durch bürgerliche Ordnung des Begräbniß⸗ 
weſens, durch größere Befreiung der Kirchengemeinden den Synoden 

und dem Episkopat gegenüber. Wir wollen für die Anforderungen des 
Staates nicht Verhandlungen mit Rom beeinfluſſend wirken laſſen, wie 

dies ſelbſt Herr Hobrecht, deſſen Miniſterium allerdings ſolche Ver⸗ 
handlungen ſchon in Kiſſingen hat beginnen laſſen, vertreten hat. 
Dieſer falſche Weg hat 1878 ſeinen Anfang genommen. Wollen wir 

im Staate auf die Anschauungen der katholiſchen Bevölkerung Rückſicht 
nehmen, jo find die Abgeordneten katholiſcher Wähler für uns allein 

die legitimirten Vertreter. Für die Forderung einer Geſandeſchaft beim 
römiſchen Stuhl werden wir keine Geldmittel bewilligen. Was und 

bei der Kirchengeſetzgebung innerlich fremd iſt, iſt folgendes: Soweit 

fich eine Macht auf äußere Mittel ſtützt, kann man fie auch mit 
äußeren Mitteln wirkſam bekämpfen, gegen die geitige, auf Ueber⸗ 
zeugungen beruhende Macht aber ſind äußere Mittel unwirkſam. Das 
verfennt der Reichskanzler auf allen Gebieten der innern Bolitif. 
Der Kulturkampf nach unſerer Auffaſſung iſt nicht erfunden 
worden, hat auch 1871 nicht erſt begonnen und wird auch 
immer wieder fortdauern, ſoweit er den N EOE D0R freiheit⸗ 
lichen und hierarchiſchen Beſtrebungen umfaßt. ie beſondere 
Methode des Kanzlers aber hat ihn vergiftet und feine poſi⸗ 
tiven Früchte verkümmert. Seit zehn Jahren ſpreche ich heut 
erſt zum zweiten Mal hier über Kirchenpolitik. Als ich 1871 hier 
gegen den Kanzelparagraphen ſprach, führte ich aus, daß man mit der⸗ 
leichen den Ultramontanismus nicht ſchlage, ſondern nur zu energi⸗ 
chem Widerſtand aufſtachle. Die Märtyrerſchaft ſteigere hundertfach 
die Kraft des Widerſtandes. Und nach Erlaß der Maigeſetzgebung — 
die ich keineswegs vollſtändig aufgebe, ſondern in dem, worin ſie der 
individuellen Freiheit und der größeren Selbständigkeit der niederen 
Geistlichen gegen die oberen dient, vollſtändig aufrecht erhalten will — 
ſagte ich ſchon meinen Wählern in einem offenen Briefe zur Recht⸗ 
fertigung für, daß ich nicht für dieſe Maigeſetze im Ganzen geſtimmt 
habe. Cie ſeien unzureichend im Kampf gegen die Hirarchie und für 
das Staatsintereſſe ſchädlich, weil fie in vielen Punkten nur Oel in 
das Feuer gießen, anſtatt den Brand zu löſchen. Weil es ſich wirklich 
um einen großen Kulturkampf der Menſchheit handle, ſolle man nicht 
wähnen ihn durch Staatsanwälte, Gendarmen und Erefutoren, alſo 
mit einem Apparat führen zu können, deſſen völlige Unwirkſamkeit im 
Kampf der Meinungen, der Liberalen ſelbſt in eigener Perſon oft 
genug dargethan hätten. Meine Freunde haben trotzdem manches da⸗ 
mals angenommen, weil ſie glaubten, daß der vom Kanzler geführte 
Kampf ſchließlich zu unſeren Zielen gelangen werde und ein anderer 
Weg zur Zeit nicht gangbar ſei. Die Erklärung des Kanzlers vom 
30. November haben die letzten Zweifel darüber zerſtört, daß unſere 
Wege vollſtändig auseinander gehen, der Kampf für den Kanzler nur 


politiſche diskretionäre Ermeſſen zu politiſchen Zwecken ausgenutzt zu 
werden droht. Der Kantler will ein ebenſo gefügiges Parlament 
ſchaffen, wie das preußiſche Stagtsminiſterium ihm jetzt gefügig in 
allen ſeinen Wandlungen folgt. Das Verlangen, das Tabaksmonopol 
durchzuſetzen gegen die Anſchauungen im Lande, iſt die Signatur 
dieſer Politik. Wie in dieſer Beziehung das diekretionäre Ermeſſen 
auf kirchenpolitiſchem Gebiete ausgenützt werden kann, hat uns geſtern 
Herr von Kardouff gezeigt. Letzterer hat gejagt, wenn wir jetzt die 
kirchenpolitiſche Geſetzgebung aufgeben, ſo thun wir dies aus Anerken 
nung für die Seitens des Zentrums erfolgte Bewilligung der Schutz⸗ 
zölle und neuen Steuern Er hat alſo flargeftellt, daß er, weil Herr 
v. Bennigſen den neuen Zolltarif nicht anders als durch eine jährliche 
Bewilligung des Kaffee und Salszolles annehmen wollte, man deshalb 
lie er, als um dieſe jährliche Bewilligung zuzugeſtehen, die weitgehendſten 
Konzeſſtonen an das Zentrum machen könne. Was iſt das für ein 
Standpunkt! Ich bin gewiß der Letzte, der die Bedeutung wirthſchaft⸗ 
licher Fragen unterſchätzt, aber man ſoll nicht Zölle und Steuern als 
n für kirchenpolitiſche Fragen erk ären. (Sehr richtig! links.) 

ie man über kirchenpolitiſche Fragen denken mag, das wird Keiner 
leugnen, daß wir auf jener Seite, ſo auch auf dieſer Seite in dieſem 
ſchweren Kampfe, den die Nation im enſten aufgerüttelt bat 
man auf jeder Seite von hohen Ideen, von tiefſter Ueber zeugung, ja 
von nationaler Ueberzeugung getragen war, und, wenn man nun jetzt 
erklärt, das Errungene könne man hingeben, wenn man nur Schutzzoll 
und neue Steuern bekommt, da in ſage ich, wenn das wirklich die Po⸗ 
litik des Kanzlers geweſen iſt, dann iſt ſie der Unterßützung, die ihm 
aus weiten Kreiſen des Volks auf kirchenpolitiſchem Gebiete zu Theil 
geworden iſt, memals werth geweſen. Wenn uns noch irgend ein 
Zweifel ſein konnte, wohin wir jetzt die ganze Front zu richten haben, 
ſo hat uns doch der Erlaß vom 4. Januar auch den letzten Zweifel 
darüber beſeitigt; jetzt iſt das eingetreten, was man leider längſt vor⸗ 
ausſehen mußte, in der ſchärfſten und ſchroffſſen Form. Als ich hier 
vor 10 Jahren über Kirchenpolitik beim Kanzelparagrapben ſprach, 
führte ich aus, man dürfe ſich durch die damalige Stille im Partei⸗ 
leben nicht täuſchen laſſen. Der Gegenſatz zwiſchen Regierung und 
Volk, zwiſchen Scheinkonſtitutionalismus und wir'lichen parlamentari⸗ 
ſchen Verhältniſſen könne in ſeiner Austragung wohl verſchoben wer: 
den durch die große perſönliche Autorität. deren die gegenwärtigen 
Machthaber und Staatslenker genießen. Dies ſei im Stande, die Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Kampfes in das nächſte Dezennium hinaus zu ſchie⸗ 
ben, uns jüngeren würde dieſer Kampf aber als dann nicht erſpart wer 
den, und ich würde glauben, daß in dieſem Kamof mir an der Rüſtung 
ein weſenklicher Ring feblen würde, wenn man mir dann vorhalten 
könnte, daß ich einſtmals für ein ſolches Geſetz geſtimmt. Nun, das 
neue De ennium iſt jeßt angebrochen, aus uns jüngeren ſind ältere in 
dieſem Hauſe geworden, der Kampf — das ſehen wir jetzt umſo deut⸗ 
licher — iſt ung nicht erſpart, der Kampf bricht jetzt an, und dieſer 
Erlaß vom 4. Januar ift die Aufforderung, Far zum Gefecht zu machen. 
In einer ſolchen Situation beeile ich mich, Alles wegzuräumen in dem 
Apparat, was hinderlich ſein könnte, klar um Gefecht zu machen und 
eine Geſetzgebung, die uns ihrem inneren Weſen nach fremd iſt, ſobald 
als möglich zu beſeitigen. (Beifall links.) x 

. Staatsſekretär Bötticher: Meine Herren, das hohe Haus wird 
nicht erwarten, daß ich auf die vielfachen Angriſſe, die der Vor“ rag des 
Herrn Abg. Richter gegen den Herrn Neichskanzl'r enthielt, antworte. 
Er bot ein Bouquet von Gegenſtänden zur Sprache gebracht, die, wie 
der alljeitige Emdruck im Hauſe, glaube ich, beſtäötigen wird, ſchwerlich 
etwas mit dem vorliegenden Gegenſtand gemein haben: Sozialiſtenge⸗ 
ſetz, Unfallverſicherung, Kulturkampf, Königsrechte, Beamtendissiplin 
und ich weiß nicht, was ſonſt noch alles, iſt von ihm zur Stelle ge⸗ 
ſchafft worden. Auf alles das erſchöpfend zu antworten iſt unmöglich. 
Sein Generalthema war das alte, von uns oft vernommene, das heißt: 
der Kanzler iſt vom Uebel, der Kanzler muß bekämpft werden, er muß 
fort (Widerſpruch links. Sehr richtig! rechts.) Nun, m H., ich habe 
für dieſes Thema undefür den Beweis des Satzes nichts Neues ver⸗ 
nommen. Seit dem Jahre 1878, ſeitdem ich Gelege heitſ gehabt habe, 
die parlamenta iſchen Vorträge des Herrn Abg. Richter zu vernehmen, 
iſt juſt immer das gleiche Thema und immer mit denſelben Beweiſen 
von ihm verhandelt worden. Ich kann mich daher darauf beſchränken, 
ihm gegenüber zu erklären, daß, wenn er neue Gründe für den Be⸗ 
weis, den er angetreten hat, beibringen wird, ich ihm darauf erwie⸗ 
dern werde. (Unruhe linke.) Ich würde danach gar nicht nöthig ges 
habt haben um das Wort zu bitten (Sehr richtig! links) — ſehr rich⸗ 
tig! — wenn der Herr Abg. Richter nicht meine geſtrigen, wenn ich 
glaube, ganz ruhigen und ſachgemäßen Erklärungen wiederum zum Ge⸗ 
genſtand einer Betrachtung und eines Angriffs auf den Bandesrath 
gemacht hätte. Ich kann ihm ja nicht verwehren, daß er die ſtaats⸗ 
rechtliche Auffaſſung bat, wonach es die Pflicht des Bundesrat ıs 
iſt, d. f ＋ ‚a ea auf jeden a der bier = Hauſe Bet 3 überzugehen; 
wird, Nic ſchlüſſig u machen und zu antworten. Der Bundesrath hat 3) von den liberalen mit Ausnahme des itts (Ri 
dieſe Auffaſſung nicht und ich erwarte, daß der Herr Abg. Richter, und Gen) in Erwägung, daß das Reichsgeſe We Ma 47855 
wenn er den von ihm ausgeſprochenen Satz beweiſen will, mir irgend aus der Initiative der königlich preußtichen EEE hervor 
eine Beſtimmung der Verfaſſung oder ein Geieg allegirt, das dem gegangen iſt und mit den in Preußen noch in Geltung befindlichen ' 
Bundesrath dieſe Verpflichtung auferlegt. Die nitiative zur Geſetz. Maigeſetzen in Verbindung ſteht, in Erwägung, daß der am 14. d. M. 
gebung iſt beim Bundesrath und iſt beim Reichstag, in dieſem Falle | zufammentretende preußische Landtag mit einem, jene Maigeſetze be⸗ 
wird die des Reichstags angeregt, und ebenfo, wie wenn der Bundes: rührenden Geſetzentwarſe befaßt werden wird, und daß ſich erſt nach 


Bezug auf die Natur des Kulturfampies vorgebrachte Wendung muß 
ich entſchieden Verwahrung einlegen; dagegen nämlich, daß wir auf 
der Linken gegen alles poſitive Chriſtenthum ankämpfen. Auch der 
Behauptung muß ich für meine Perſon entgegentreten, als ob je 
leber die Verantwortlichteit für feine Teilnahme am Kulturkampf abe 
zuweiſen ſuche. Ich übernehme im Gegentheil den ſchwachen Antheil, 
der mir nach Maßgabe meiner Kräfte an dem Zuſtandekammen jener 
Geſetze beſchieden geweſen iſt, voll und ganz. Ich habe den Geſetzen 
zugeſtimmt mit Unterſtützung der Regierung, weil ich der Ueberzeugung 
wor, daß ich mit denſelben einer Notbwensigteit für den Staat enk⸗ 
prach; nie hätte ich ihnen aber meine Zuftimmung gegeben, wenn die 
Tendenz vorgelegen hätte, die Ge viſſensfreiheit und die Religions⸗ 
freiheit unſerer katholiſchen Mitbürger zu verletzen. Ueber die jetzige 
Stellung der Stagtsregierung in der kirchenpoliti chen Frage wird 1 
die allernächſte Zeit ſchon aukhentiſche Auskunft geben; es wird dann 
mehr Klarheit darüber herrſchen, nach welcher Richtung vorzugehen iſt. 
Der jetzt durch den vorliegenden Antrag gebotene Anlaß iſt nicht ge⸗ 
eiqnet. zu einer pofitiven Entſcheidung in der ganzen Frage aufzufor⸗ 
dern. Ich bitte Sie demnach, über den Antrag zur Tagesordnung 
überzugehen; eventuell ſind wir nicht in der Lage, für die Beſeitigung 
des Geſetzes ſtimmen zu können. 8 b 
„Alg. Langwerth von Simmern erklärt, daß er mit ſeinen 
politiſchen Freunden bei dieſem Antrage mit vollem Herzen auf Seiten 
des Jentrums ſtehe. Es ſei endlich Zeit, mit dem Syſteme der Aus⸗ 
nahmegeſetze zu brechen. Auf allen Seiten des Hauſes breche ſich, wie 
die Debatten gezeigt, eine ähnliche Anſchauung Bahn, er habe das mit 
grober Freude wahrgenommen. Die Situation ſei eben eine andere 
geworden, und überall walte das Bedürfniß nach konfeſſionellem Frie⸗ 
den vor. Werde der Antrag, wie er hoffe, angenommen, fo erhalte 
das Zentrum nur, was es längſt verdient habe. 
. Die erſte Berathung wird geſchioſſen. Es folgt eine Anzahl per⸗ 
ſönlicher Bemerkungen. . 

Abg Windthorſt: Der Geiſt, in welchem die Verhandlungen 
geſtern und heute geführt wurden, hat mein Gemüth tief ergriffen 
und befriedigt, und ich hoffe, daß dieſe Friedensſtimmung in keiner 
Weiſe getört werden wird. Der Vertreter der Bundesregierungen hat 
erkiärt, die Regierung wolle ſich der Diskuſſion gegenüber ſchweigend 
verhalten und ſich hier lediglich belehren laſſen. Ohne Zweifel haben 
die Regierungen das volle Recht, dieſe Stellung einzunehmen; ob es 
aber ganz weiſe von ihnen war, ſich jo zu verhalten, während fie ſonſt | 
bei ſehr viel geringeren Angelegenheiten ſich ſehr geſprächig zeigten 
(Heile keit), wage ich nicht zu entſcheiden. Ich würde es vom Stand⸗ 
punkt der Regierung aus für außerordentlich weiſe erachtet haben, wenn 
ſie der Diskuſſton gegenüber ſofort Stellung genommen und geſagt 
hätte: wir brauchen das Geſetz weiter nicht und find mit der Abſchaf⸗ 
fung einverſtanden. Hoffentlich wird man indeſſen aus den Verbands 
lungen die Lehre entnehmen, daß nunmehr die Vertreter der deut ſchen 
Nation jedenfalls das zu erkennen gegeben haben, daß ſie dieſem 
Kampfe ein Ende zu machen wünſchen. Das iſt es, was mich in die⸗ 
ſen Verhandlungen ſo tief bewegt hat, daß wir bei einem Zeitpunkte 
angekommen find, wo wir jo ruhig und freundlich miteinander über 
dieſe Dinge zu reden im Stande ſind. Man hat das Abgeordneten⸗ 
baus als den zuständigen Ort für dieſe ganze Frage bezeichnet. Aber 
die vorliegende Materie gehört eben nicht in das Abgeordnetenhaus: 
ſie iſt ja hier geſchaffen und konnte auch nur hier geſchaffen werden, 
weil es ſich um die Aufhebung des einzigen Grundrechts der Ver⸗ 
faſſung handelt. Stimmen Sie für die völlige, uneingeſchränkte Wie⸗ 
derherſtellung deſſelben; den Zucker will ich Ihnen ſchenken. (Beiters 
keit.) Ich ſchließe mit dem Danke an alle Parteien, daß ſie den ernſt⸗ 
haften Wunſch auf Wiederherſtellung des Friedens zu erkennen gege⸗ 
den baben, Stimmen Sie unſerem Antrage zu, und wir werden 
Jonen noch dankbarer ſein. Meiner Meinung nach werden Sie ſich 
en großes Verdienſt um das Vaterland erwerben. (Beifall im 

entrum. 

Damit ſchließt die erſte Berathung. Zur zweiten liegen drei An⸗ 
träge 25 een vor: Partei (Ab 
5 von der freifonjervativen Partei g. v. Ow⸗Freudenſtadt): 
in Erwägung, daß Angeſichts der in Ausſicht dete en Weeberher⸗ 
ſt llung der direkten Beziehungen zwiſchen der königlich preußiſchen 
Regierung und der römiſchen Kurie, ‚und Angeſichts der in dem am 
14. Januar zuſammenttetenden preußiſchen Kandtane zu erwartenden 
kicchenpolttiſchen Vorlagen der Antrag Dr. Windthorſt nicht zeit⸗ 
n über den Antrag Dr. Windihorſt zur Tagesordnung 

erz 1 

2) von den Deutſch⸗Konſervaliven (p. Kleiſt⸗Retzow): unter 
Anerkennung der in dem Geſetze vom 4. Ma 1874 enttnltenen Härten, 
über den Antrag — mit Rückſicht auf die wegen Modifikation der 
kirchenpolitiſchen Geſetze ftattfindenden Verhandlungen — zur Tages⸗ 
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BE bevorſtehenden Verhandlungen 
etzgebung in Preußen erſehen 
t, in unter den veränderten Verhältn en das 
ichsgeſetz vom 1874 in den letzten Jahren nirgends ur 
wendung gekommen, auch eine Anwendung derſelben demnäch t nicht 
u rwarten iſt, und daß daher eine Beſchlußfaſſung des Neihstanes 
ber den Antrag des Abgeordneten Dr. Windthorſt weder zwecmäſg, 
noch dringlich erſcheint, geht der Reichstag über den Antrag des A5. 
geordneten Dr. Windthorſt zur Tagesordnung über. 5 b 
„ Abg. Rickert: Diejenigen, welche mich kennen, wiſſen, daß 
ich in dieſer Frage nur ungern und nur gezwungen das ort ers 
griffen habe. Das Geſetz ſelbſt, das durch dieſen Antrag beieitiat 
„ werden ſoll, iſt mir unſympathiſch, wie ich auch an enn 
Kulturkampf von Anfang an nur ungern kheilgenommen habe. 
„Dennoch berührt es mich peinlich, wenn ich in dieſem Augenblicke 
überall die Flucht von den Maigeſetzen wahrnehme. Je meniger 
ich ſelbſt an dem Zuſtandekommen derſelben betheiligt geweſen bin, 
deſto mehr bin ich bereit, die Verantwortlichkeit, die ich durch die Ab⸗ 
er meiner Stimme übernommen, auch auf mich zu nehmen. Sch 
bedauere ſehr, daß von jenen Herren auf der rechten Seite die Frage 
aufgeworfen iſt, wer denn eigentlich die Schuld an dem Kulturkampf 
trage. Wir nehmen die Verantwortlichfeit für denſelben auf uns, wie 
das ja auch von Seiten des Abg. 1 755 geſchehen iſt. Es hat mich 
nur Wunder genommen, daß der 2 bg Windthorſt die Reden ganz 
. Kaufen hat, in denen er den Fürſten Bismarck als den Träger des 
Kulturkampfes bezeichnete und an ihn die Bitte richtete, denſelben zu 
beendigen. Noch peinlicher aber hat mich die Stellung berührt, welche 
die Bundesregierung in dieſer Frage eingenommen hat. Ich habe 
darüber nachgedacht, welche Gründe den Reichskanzler zu ſeiner Hal⸗ 
tung beſtimmt haben können, und möchte darum der Meinung entgegen⸗ 
j treten, als ob das, was uns geſtern vom Bundesratbstiſch gejagt 
worden, der Praxis entſpräche, die bisher beobachtet worden iſt. 
will Ihnen drei Beiſpiele anführen, die beweiſen werden, daß das gerade 
Gegentbeil immer der Fall war. Am 2. April 1868 war ein Antrag auf 
Einführung von Diäten eingebracht, und ſofort erhob ſich Fürſt Bis⸗ 
marck, um gegen denſelben zu ſprechen. In ähnlicher Weiſe gab 
im Jahre 1877 der Staatsminiſter Hofmann bei Gelegenheit des An⸗ 
trages Seydewitz Yofort üler die Stellung der Regierung zu demſelben 
Aulſchluß und daſſelbe geſchah im Jahre 1874 durch den Unterſtaats⸗ 
ſekretär Herzog. Aehnliche Präzedenzfälle in größerer Menge herbei⸗ 
8 zuſchaffen, würde mir nicht ſchwer fein. Ich wiederhole es darum noch 
einmal, daß ich ſehr bedaure, daß die Regierung dem Volke bei dieſer 
Geelegenheit gerade es vorbehalten hat, Aufſchluß über ihre Stellung 
zu geben. Dieſe Zurückhaltung iſt für mich auch ein Grund mehr, 
mich gegen den Antrag zu erklären. Ich habe aber endlich auch gefragt, 
ob denn die Frage, die in demſelben angeregt wird, eine brennende 
ſei, ob ein zwingendes Bedürfniß für den Antrag vorliege. Ich habe 
dieſe Frage mit „Nein“ beantworten müſſen. Sie ſelbſt, meine Herren 
vom Zentrum, haben ja eingeſtehen müſſen, daß das Geſetz ſeit Jahren 
nicht zur Anwendung gekommen, wie ſo manches Geſetz in England 
ein todter Buchſtabe geblieben jei. Was will alſo der Abgeordnete 
Windthorſt mit ſeinem Antrage? Eine beſtimmte Antwort hierauf 
babe ich nicht erhalten, und ſo kann ich mich auch nicht entſchließen 
der liebenswürdigen Führung des Herrn Abgeordneten zu folgen. 
Redner bringt hierauf die Reſolution ein, welche wir bereits oben mit⸗ 


getheilt haben. . 5 
3 Abg. v. Forckenbeck: Ich habe bekanntlich für die Maigeſetze 
geſtimmt und lehne die Verantwortung dieſes Votums auch jetzt in 
Er Weiſe von mir ab, aber ebenſo bekenne ich, daß ich eine Re⸗ 
viſion der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung in Preußen für nothwendig 
erachte. Ich muß es aber ablehnen, hier den Inhalz der Reviſion, wie 
ich ihn mir denke, ger auer zu ſkizziren. Meiner Anſicht nach muß ſich 
die Reviſion der Maigeſetzgebung von Fall zu Fall erſtrecken, und es 
muß von Fall zu Fall gefragt werden, wie die unveräußerlichen Rechte 
des Staats und auf der anderen Seite die Bedürfniſſe der Toleranz 
und der Gewiſſensfreiheit ſich mit einander aus gleichen laſſen. 
Was den vorliegenden Antrag anbetrifft, ſo muß ich anerkennen, 
daß das Bedürfniß, welches beim Erlaß des Geſetzes von 1874 
vorhanden war, jetzt nicht mehr vorliegt. (Hört! hört! hört!) 
Abgeſehen von den 8 Wahrnehmungen, beſtärkt mich in der 
Auffaſſung, daß kein Bedürfniß für Aufrechterhaltung dieſes Ge: 
5 Neis jetzt vorhanden iſt, der Umſtand, daß von Seiten der 
Reichsregierung trotz 1 1 7 Interpellation (hört! bört! hört!) 
flür Aufrechterhaltung dieſes Geſetzes auch nicht de Mindefte angeführt 
iſt. (Hört! bört! links.) Aus den Motiven zum Geſetze von 1874 
ergiebt ſich, daß das Geſetz für eine außerordentliche Lage von der 
preußiſchen Regierung im Bundesratbe beantragt, dort angenommen, 
dem Reichstage vorgelegt iſt. Ich konſtatire, daß weder aus der Mitte 
der Reichsregierung noch durch eine Erklärung des Bevollmäch⸗ 
tigten der preußiſchen Staatsregierung irgendwie die Nothwendig⸗ 
keit der Fortdauer dieſes Geſetzes ans Herz gi worden iſt. (Hört! 
hört! hört! links.) Dieſer Umſtand, das Schweigen gegenüber einem 
Antrage, von dem ſowohl der Reichskanzler als die preußiſche Regie⸗ 
rung willen kann, daß er möglicherweiſe die Majorität hier im Haufe 
erhält, zeigt mir, daß die Lage nicht mehr vorherrſcht, für die das 
Geſetz gegeben war. (Hört! hört! links.) Das Geſetz iſt ein für ſich 
ſelbſtändig beſtehendes b fo dean für die Maigeſetzgebung, und 
wenn man dieſes aufhebt ſo behaupte ich, kann die Maigeſetzgebung 
welche noch andere Exekutive in der Landesgeſetzgebung bat, intakt 
beſtehen. (Hört! hört! links.) Andererſeits muß ich konſtatiren, daß 
das Geſetz ſeit wenigſtens 2 Jahren leine aktuelle Anwendung ge⸗ 
fiuunden hat, und, daß auch gegenwärtig bei den Verhältniſſen in 
Preußen nicht zu fürchten iſt, daß die Regierung nach 2 oder 3 Jahren 
dem Geſetze eine neue Anwendung N wolle, und ich glaube darnach 
konſtatiren zu können, ob ich das Geſetz heute oder nach drei Monaten 
oder in der nächſten Seſſion aufhebe, das iſt gegenüber den übrigen 
Verhältniſſen gleichgiltig. (Rufe im Zentrum: O nein!) Ich ſage nicht 
überhaupf, ſondern gegenüber den übrigen Verhältniſſen. Nun ſcheint 
es mir nicht wohlgethan zu ſein, heute ſchon für die Aufhebung des 
Geſetzes zu votiren und dazu bringen mich vorzüglich folgende Er⸗ 
wägungen. Ich habe wiederholt darauf e daß die preußiſche 
Staatsregierung ſich in keiner Beziehung erklärt habe. Ich betone, daß 
mir die Lage der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung und namentlich das, 
was bezüglich derſelben in dem bevorſtehenden preußiſchen Landtage 
verhandelt werden ſoll, vollſtändig unbekannt iſt. Ferner iſt hier 
in keiner Art von einer kompetenten Seite die Erklärung ab: 
gegeben worden, daß man beabſichtige, neue Geſetzesvorlagen im 
preußiſchen Landtage einzubringen; ja es iſt nicht einmal aus⸗ 
geſprochen worden, daß Verhandlungen ſchweben. Ich frage mich 
daher, und ich glaube dazu verpflichtet zu fein, in einer jo zarten An⸗ 
gelegenheit mit aller Vorſicht zu verfahren, erziele ich, wenn ich heute 
das Votum für Aufhebung des Geſetzes abgeben werde, einen wirk⸗ 
Ho Erfolg oder führt das nur dahin, daß in mir unklaren und un⸗ 
bekannten Verhältniſſen neue Kompenſationsobſekte zu 1 
die mir fremd ſind und die ich nicht begreife, gegeben werden? Nach 
Verlauf von nicht mehr als 43 Stunden wird der preußiſche Landtag 
eröffnet, und wenn auch nicht vollſtändige, ſo doch einige Klarheit in 
die Lage der Dinge kommen und ſchon dann bin ich im Stande, viel 
klarer Über die Verhältniſſe zu urtheilen, in Bezug auf die ich einen 
wichtigen Schritt ſchon heute thun ſoll. Dann wird es ſich zeigen, ob 
hier votirt wird für die Aufhebung des Geſetzes mit der Aus ſicht auf 
Erfolg, wie man doch vorausſetzen muß nach der geſchäftsmäßigen 
Behandlung im Bundesrath, oder für weitere Vermehrung der Kom: 
penſationsoblekte, die man eben zur Verhandlung gebrauchen kann 
* und die meiner Ueherreugung nach noch nicht zu verſtehen ſind. 
Jgmeitens bringt mich Folgendes dazu, heute nicht für den Antrag 
indthorſt zu ſtimmen. Wenn auch die Maigeſetzgebung ohne das 
Erekutivmittel bejtehen kann, jo wird doch die Annahme des Antrags 
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auf die Verhandlungen im preußiſchen Landtage ganz anders verſtan⸗ 


den werden, und Hoffnungen erwecken, welche bei der Reviſion ſich 
nicht erfüllen können Wer den Ausgleich und die Reviſion ernſtlich 
will, der wird den Erfolg dieſer hevorſtehenden Verhandlungen mehr 
gefährden, wenn er jetzt für bie Aufhebung des Geſetzes votirt, als 
enn er dieſes Votum dann ſoricht, wenn das Reſultat dieſer Verhand⸗ 
— 7 vorliegt. Zur Zeit ſtimme ich alſo gegen den Antrag Windt⸗ 
orſt. 

Abg. Schröder (Wittenberg) verwahrt ſich gegen den Vorwurf 
bejonderer kulturkämpferiſcher Neigung und konſtatirt feine Ueberein⸗ 
immungen mit den Ausführungen Forckenbeck's und Rickert's. (Der 
Nebner war auf der Tribüne abſolut unverſtändlich, denn es herrſchte 
im Hauſe eine ſolche Unruhe, daß, wie der Präſident mittheilte, ſelbſt 
die amtlichen Stenographen den Redner nicht zu verſtehen vermochten.) 

Abg. v. Kardorff: Ich bedauere, daß Herr v. Forckenbeck noch⸗ 
mals den von mir ſchon zurückgewieſenen Vorwurf wiederholt hat, daß 
ich ein Handelsgeſchäft mit dem Zentrum proponirt habe. Wenn er 
mein Stenogramm lieit, jo wird er ſehen, daß ich als Grund für eine 
Revifion der Maigeſetze erſtens die anerkannten Härten derſelben und 
zweitens die veränderte politiſche Situation 1 gemacht habe. 

5 act. Richter (Hagen): Herr v. Forckendeck hat im erſten Theil 
ſeiner Rede unſer dem Antrage zuſtimmendes Votum beſſer verthei⸗ 
digt, als ich es gekonnt habe, und die Bedenſen, die er im zweiten 
Theile ſeiner Rede geltend gemacht hat, ſind nicht ſo durchſchlagend, 
daß fie die Gründe des erſten Theils entkräften könnten. 

„„Windthorſt: Ich konſtatire, daß die Erklärungen 
Jorckenbeck's ſehr vortheilhaft von den Aeußerungen. ſeiner Freunde 
Schröder und Rickert abſtechen. Bei der ſcharfen Logik des Abg. von 
Forckenbeck hätte ich nur erwartet, daß er aus ſeinen Vorderſätzen 
die richtige Konkluſion ziehen und zu einem Votum für meinen Antrag 
kommen werde. 

Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. . 5 

Es folgt eine Reihe perſönlicher Bemerkungen, womit die zweite 
Leſung ſchließt. In der Aſtimmung werden zunächſt die Anträge v. Om: 
Freudenſtadt und p. Kleiſt⸗Retzow gegen die Stimmen der Frei⸗ 
konſervativen reſp. eines Theiles der Deutſchkonſervativen abgelehnt. 
Die Abſtimmung über den Antrag Rickert iſt eine namentliche; der⸗ 
ſelbe wird mit 235 gegen 126 Stimmen abgelehnt. Für den 
Antrag ſtimmen die Nationallibexalen geſchloſſen, ebenſo die Frei⸗ 
konſervativen, die Mehrheit der Sezeſſion, von dem Fortſchritt die 
Abgg. Büchner, Büchtemann, Fährmann, Hänel, Herz, Hoffmann, 
Rademacher, Rohland, Schlüter and Wander und von den Konſer⸗ 
vativen v. Brauchitſch, Graf Dönhoff, Ebert, v. Engel, Flügge, v. 
Maltzahn⸗Gültz, Graf Moltke, v. Schöning, v. Simpſon⸗Georgenburg 
und Wichmann. — Gegen den Antrag Rickert ſtimmen das Zentrum 
mit ſeinen Annexen, die übrigen Mitglieder des Fortſchritts und der 
deutſch⸗konſervatwen Fraktion, die Sezeſſionißen Frieß, Goldschmidt, 
Gutfleiſch, v. Hoenika, v. Loew und Warmuth, endlich die Volkspar⸗ 
teiler, Sozialdemokraten und die Dänen. ? 

Die Abſtimmung über den $ 1 des Antrages Windthorſt ift eben- 
falls eine namentliche. Derſelbe wird mit 233 gegen 115 Stimmen 
angenommen; 7 Abgeordnete enthalten ſich der Abſtimmung: 
Bamberger, Baumbach, Beiſert, v. Forckenbeck, Meyer (Halle) und 
Fürſt Hatzſeldt. Für den § 1 ſtimmen das Zentrum mit ſeinen Ans 
nexen, der größte Theil des Fortſchritts, die Sozialiſten. die Dänen 
und Volkspartei, ein Theil der Konſervativen und von den Sezeſſio⸗ 
niſten Goldſchmidt, Grieninger, Gutfleiſch, Jegel, Lasker, v. Loew, 
Stengel, Thilenius. Warmuth, Weſtphal und v. Hoenika. Gegen 
den § 1 ſtimmen die Freikonſerpativen, die Nationalliberalen, von den 
Konſervativen v. Brauchitſch, Graf Dönhoff, Ebert, v. Engel, Flügge, 
v. Gehren, v. Gerlach, v. Kleiſt⸗Retzow, v. Köller, v. Lüderitz, 
v. Maltzahn⸗Gültz, Graf Moltke, v. Schöning, v. Seydewitz, v. Simpſon⸗ 
Georgenburg, v. Sperber, v. Waldow⸗Reitzenſtein und Wichmann; die 
übrigen Sezeſſioniſten und vom Fortſchritt die Abgg. Büchner, Büchte⸗ 
mann, Fährmann, Hänel, Hoffmann, der) Rademacher, Robland, 
Schlüter und Wander. Der Präſident v. Levetzow ſtimmte für den 
Antrag Windthorſt; die beiden Miniſter von Puttkamer und von 
Goßler fehlten bei beiden Abſtimmungen. 

3 2 beſtimmt, daß auch die ſchon beſtehenden landespolizeilichen 
Verfügungen aufgehoben ſein ſollen. 

Abg. v. Minnigerode glaubt dem Geſetze eine ſolche rück⸗ 
9 2 fn Kraft nicht beilegen zu können, er werde deshalb gegen den 

immen. 

Der $ 2 wird jedoch, nachdem der Abg. Windthorſt ihn noch⸗ 
mals befürwortet mit derſelben Mehrheit wie § 1 angenommen. 
Ebenſo 8 3, wonach das Geſetz ſofort nach ſeiner Verkündigung 
in Kraft treten ſoll. i . 

Schluß 54 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Etat. ) 


CCC ERST BC LER NE STIESSEN RETTEN HERREN 


Briefe und Zeitungsberichte. 


O Berlin, 12. Januar. Die Diskuſſion des Antrags 
Windthorſt erhob ſich auch heute nicht über das Niveau des 
geſtrigen erſten Tages der Verhandlung, das kein hohes geweſen 
war. Zieht man das Ergebniß dieſer zweitägigen Debatten, ſo 
kann man in einem Punkte zu demſelben Reſultate kommen, wie 
Herr Windthorſt in ſeinem Schlußwort nach der erſten Leſung: 
der Wunſch, den kirchenpolitiſchen Kampf, wenn nicht zu been⸗ 
den, ſo doch zu mildern, iſt allerdings allſeitig bekundet worden. 
Aber Herr Windthorſt, der heute den dankbar bewegten Sieger 
zu ſpielen verſuchte, übertrieb in dieſer Rolle — natürlich mit 
voller und wohlberechneter Abſicht — ſehr erheblich. Er hatte 
nicht gar ſo viel Grund zur Dankbarkeit, wie er affektirte, und 
es war trotz der Annahme des Antrags kein großer Sieg für 
das Zentrum zu verzeichnen. Gerade weil man ſchon geſtern 
aus der Mitte des letztenren verſucht hatte, die Situation ſo dar⸗ 
zuſtellen, als ob Niemand ſich mehr zu den kirchenpolitiſchen 
Prinzipien des vorigen Jahrzents zu bekennen wagte, war 
dieſes Bekenntniß heute von verſchiedenen Seiten erfolgt, 
ſo daß es äußerſt gewagt ſein würde, wenn man ſich im Zen⸗ 
trum Hoffnung auf eine Majorität im Abgeordnetenhauſe für 
eine weitgehende Reviſion der Maigeſetze machte, ganz abgeſehen 
davon, wie verſchiedene kirchenpolitiſche Auffaſſungen in der 
bunt zuſammengeſetzten heutigen Majorität für einen blos nega⸗ 
tiven Ausſpruch vertreten waren. Einen unleugbar peinlichen 
Eindruck machte es, daß der berufenſte Vertreter der geſtern und 
heute ſo heftig angegriffenen kirchenpolitiſchen Prinzipien Ange⸗ 
ſichts der wiederholten Behauptungen, es wage Niemand mehr, 
dafür einzutreten, ſchweigend da ſaß: der Abg. Dr. Falk. Mon 
kann verſchiedener Meinung darüber ſein, ob er überhaupt dazu, 
für die Politik, die ſeinen Namen trägt, parlamentariſch einzu⸗ 
treten, verpflichtet war; aber wenn er ein Mandat annahm, 
dann, ſo ſollte man meinen, mußte es zu dieſem Zwecke ge⸗ 
ſchehen. Das Schweigen des Exminiſters, der in erſter Reihe 
das Verdienſt und die Verantwortlichkeit der neueren kirchen⸗ 
politiſchen Geſetzgebung hat, mußte unwillkürlich — wenn⸗ 
gleich mit Unrecht wie eine Beſtätigung der 
klerikalen Prahlereien wirken. Um auf Herrn Windthorſt zurück 
zukommen: 


er war ſichtlich um ſo mehr bemüht, durch Ueber⸗ 


treibung der aus dem Hauſe dem Zentrum entgegengebrachten 
Willfährigkeit den Eindruck zu erzeugen, als ob alle Parteien 
für die Erfüllung der klerikalen Wünſche eingetreten wären, je 
mehr er der Regierung gegenüber eines ſolchen Eindrucks zu be⸗ 
dürfen ſcheint; jo komplaiſant er ſich gegen den Reichstag äußerte, 
um ſo ſchärfer und ſpitziger war der Ton, welchen er gegen die 
Regierung anſchlug; die Bemerkung, er bezweifle ſehr, ob die 
neue preußiſche Geſondtſchaft beim Vatikan eine Sendung des 
Friedens ſein werde, war in dieſer Beziehung charakteriſtiſch. 
Wahrſcheinlich hält man im Zentrum gewiſſe Nachrichten für 
begründet, welche in national⸗liberalen Kreiſen verbreitet ſind und 
dahin gehen, daß die kirchenpolitiſche Vorlage an den Landtag 
in der That der Monarchie nicht viel mehr bieten werde, als 
die von 1880; und da die damalige parlamentariſche Konſtellation 
ſich keinenfalls wiederholen, die Nationalliberalen ſich nicht wieder 
mit den Konſervativen zu einer Majorität zuſammenthun werden, 
welche dem Zentrum Zugeſtändniſſe aufdringt, die dieſes im 
Stillen ſehr willkommen heißt, während es ſie öffentlich aus 
„prinzipiellen“ Gründen zurückweiſt, ſo ſcheint es in der That, 
als ob die Beziehungen zwiſchen dem Zentrum und der Regie⸗ 
rung ſich für die Landtagsſeſſion nicht ſonderlich intim geſtalten 
würden. — Zwei ſehr peinliche Zwiſchenfälle der heutigen Sitzung 
waren eine arge Niederlage des Präſidenten, der mit Unrecht den 
Abg. Richter zur Sache rief, der offenen Gehorſamsverweigerung 
des letzteren gegenüber ſich aber ſtillſchweigend niederſetzen mußte, 
und ein unſagbar ſchwacher Verſuch des Staasſekretärs v. Bötticher, 
das Schweigen der Regierung zu rechtfertigen; der Staatsſekre⸗ 
tär des Innern iſt ſeines angenehmen perſönlichen Weſens halber 
allgemein beliebt, aber die Unzulänglichkeit, welche der Vertre⸗ 
tung der Regierung in Abweſenheit des Kanzlers anhaftet, pro⸗ 
vozirte heute auch die Ungeduld der Nachſichtigſten. 


— .. 
Uelegraphiſche Nachrichten. 

Karlsruhe, 12. Januar. In dem Augenleiden des Groß⸗ 
herzogs iſt eine Beſſerung eingetreten, die Heilung dürfte indeß 
noch mehrere Wochen in Anſpruch nehmen. 

Paris, 12. Januar. Von der Deputirtenkammer wurden 
heute Lepere, Philippoteaux, Goblet und Tirard zu Vizepräſi⸗ 
denten gewählt. In Deputirtenkreiſen wird angenommen, daß 
der Miniſterpräſident Gambetta den Geſetzentwurf wegen 
Reviſion der Verfaſſung der Kammer am nächſten Sonnabend 
vorlegen werde. — Das Journal „L'Indépendant“ verſichert, 
daß vor dem Jahre 1883 keine amortiſirbare Anleihe gemacht 
werden würde. In den Staatskaſſen ſeien am Schluſſe letzten 
Jahres 500 Millionen vorräthig geweſen. 

Der „France“ zufolge iſt den großen Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaften vom Miniſterium der öffentlichen Arbeiten eine Note zu⸗ 
gegangen, in welcher ihre Zuſtimmung zu folgenden Vorſchlägen 
e a 

rmäßigung der gegenwärtigen Perſonentransporttari 
Prozent, Uebernahme der Verpflichtung, die Saen pen 
kürzeſten Wege zu bewerkſtelligen, endlich Ermäßigung der Waaren⸗ 
transporttarife um 2) Prozent. Dagegen würde der Staat auf die 
Abgaben verzichten, welche er gegenwärtig von dem Eiſenbahnverkehrerhebt. 
Die Eiſenbahngeſellſchaften wurden um Mittheilung ihrer Antwort 
innerhalb 14 Tagen erſucht, von der Annahme oder Ablehnung der 
ihnen gemachten Vorſchläge würden die weiteren Entſchließungen der 


Regierung abhängig ſein. 

Paris, 12. Januar. Nach einer Meldunng aus Tripolis 
ſollen drei Patres der Miſſion in Algier unweit Ghadames er⸗ 
mordet worden ſein. Als Urheber des Verbrechens wird der 
Caid in Ghadames bezeichnet, der ſchon bei der Niedermetzelung 
der Miſſion Flatters kompromittirt war und deren Reſte den 
Tuaregs überantwortet hatte. 

London, 12. Januar. Die von den Abendblättern ge⸗ 
brachte Nachricht, Unterſtaatsſekretär Dilke habe dem Parlaments⸗ 
deputirten Tracy gegenüber dem Glauben Ausdruck gegeben, daß 
Frankreich den Handelsvertrag mit England in einigen Tagen 
a e bringen werde, wird offiziell für unbegründet 
erklärt. 

London, 12. Januar. In einer Unterredung mit einem 
Parlamentsmitgliede erklärte Dilke, er glaube, daß trotz der 
Schwierigkeiten, welche ſich bei den Handelsvertragsverhandlungen 
herausgeſtellt hätten, die franzöſiſche Regierung in einigen Tagen 
den Handelsvertrag mit England abſchließen werde. 

Konſtantinopel, 11. Januar. Die Pforte erhielt geſtern 
den Text der franzöſiſch⸗engliſchen Kollektivnote an den Khedive 
über die für den Fall des Ausbruchs von Unruhen in Egypten 
zu treffenden Maßregeln. — Da Rußland direkt von der rume⸗ 
liſchen Regierung vier Millionen Rabel Okkupationskoſten ver⸗ 
langt hat, ſo ſuchte Aleko Paſcha bezügliche Weiſungen der 
Pforte nach. — Der frühere Premierminister, Kadri Paſcha, iſt 
zum Gouverneur von Adrianopel, Ghalib Paſcha zum Gouver⸗ 
neur 5 Salonichi ernannt 33 

airo, 12. Januar. Der diplomatiſche Agent Englands 
Malet, theilte dem Miniſter⸗Präſidenten Seer Pascha 015 der 
einzige Zweck der engliſch⸗franzöſiſchen Kollektivnote ſei der, 
Egypten zu erklären, daß das freundſchaftliche Einvernehmen 
Englands und Frankreichs auch unter dem neuen franzöſiſchen 
Miniſterium fortdauern werde. Man glaubt, daß die egyptiſche 


Regierung in Folge dieſer Erklärung Malet's die Note nicht 
beantworten werde. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Huulbelungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorologifche Beobachtungen zu Poſen 
im Januar. 


Datum ea: auf 0 | W emp. 

S Ir redu inmm Win d. Wetter. i. Celſ. 
ex tun de dz m Seehöhe | Gral. 
12. Nachm. 2 763,2 W lebhaft beiter = 295 

12. Abnds. 10 7638 NW lebhaft trübe 15 Fe 

13. Morgs. 6 772,2 N mäßig bedeckt 00 
Am 12. Wärme⸗Meximum + 29 Celſ. ; 
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Produſtten -Nörſe. er Mai Juni 1381 M. Gelünbigt — Zentr. Regulvungdpreiß — bez. per April⸗Mai und per Mai⸗Juni 228,5—225 M. bezahlt. 
Wind: NNW. Wet 15 , veränd., per 1000 Kils loto inlänbijcer en 


Roggenmebi inkl. Sat 0: 35,25 bis 24.25 Mart, 0/1: 23,75 bis M. bez, abgel. Anmeldung . TR. ber, befekter — M bez, ver De 
2.75 M., ver Januar 23,60 bez., per Fanuar⸗Februar 23.45 bezahlt. nage nur ns a 1 7 . 5 
per Februar⸗März 23,35 bezahlt, per April Mia 23,15 bezahlt, per Mal, d 85 105.5 e bit, — M. Br. Wer 1 . 
Juni 22,80 bezahlt, per Juni⸗Juli 22,50 bezahlt. — Gekündigt — Str. Juli 163,5 162, bezahlt, . Br. erſte Al; 
95 . 9 70 — Park. — Delfaat per 1000 Kilo Winter- 138 8 ke ER M. Sceſſch N ert. 3 9 

3 — M., Winterrübſen — Mark. — Rüböl per 100 Kilo loko ne 10 loko neuer inländiſcher — M., neuer Pom⸗ 


0 


3 rap a 
8 M. obne Faß 56,7 M. mit Faß 57,0 Mark, per Januar 57,2 Mark, per ruhig, per 1006 fi 


di anuar⸗Jebruar 57.2 Mark ver Februar⸗März — bez., per Märp⸗April] merſcher 140140 M. bez, Ruſſiſcher — M. pez, Schwediſchenr — 

bezahlt, b . 3 bez., per April Mai 57,8 M., per Mai⸗Juni 57,7 M. Ge digt M. bez. per April⸗ Mai —, 900 18 L Mark 7 

— Mark ab B. bezah — Ztr. Regulirungspr. — M. — Leinöl 100 Kilo Info — M. 7 Erbſen unverändert, per ilo loko Koch 2178 M., 
— Petroleum per 100 Kilo loko 23,7 Mark, per Januar 23,7 bez., Futter⸗ 158 bis 167 M. * 8 Futter⸗ 157 M. Gd. 
bezahlt, per Janugr⸗Februar 23,7 M. bezahlt, per Februar⸗März 23,7 | =: Mais ohne Handel. — interrübſen ſtill, per 1000 


bez., ber April⸗Mai 23,6 Mark bezahlt, per Mai⸗Juni — Mark ils per April⸗Mai 271 M. bez., per September ⸗Oktober 262 M. 7 
bezahlt, per September⸗Oktober 24,8 Mart bez. Geld — Zentner. bez. — Rüb öl, unveränd., per Fe Kilo loko ohne Faß bei — 
Regulirungspreis — Mark — Spiritus per 100 Liter loko ohne beiten flüſſiges 57.5 M. Br., Be ieferun 5 M., per Januar 55,5 M,. 
Faß 46,6 Mark bezahlt, per Januar 48,0—47,8—47.9 bez., per Januarz Br. per Fan.⸗Jehruar 55,5 M. Br., 5 ns 57 Maut. el 
Februar 48,0 —47,8—47.9 bez, per Februar⸗März — bez., per März. Juni — M. — Winterraps ver ilo — Mark. — Spi⸗ 
pril — bez. per Apri⸗ Ma 49,8—49,5—49,6 bez., zer Mai⸗Juni det us N per 10,000 Liter⸗pCt. loko obne Faß 45,6 bez., 
49,9—49,7--49,8 bezahlt, per Juni⸗Juli 50,8—50,7—-50,8 bez., per mit Faß — M. bez. kurze Bea 7. 825 Be bez., per Januar 
Juli⸗Auguſt 51.9 bis 51.7 bis 51,8 ber, per Auguſt⸗September 52,5 40,8 Br. u. Gd. per ag gen a g 33 5 eg u. 6. per 
bis 52,3 bis 52,4 bez. Gekündigt 90,000 Liter. Regulirungspreis 48.0 Mai⸗Juni 49,5 M. dr. u. Gd., per Jun⸗Juli 50.550 bez. Br. und 
Mark (B. B. Gd. — Angemeldet: Nichts. — 1 Weizen — M., 
i 1 — Roggen 1705 M., Nüböl 55.5 M. Spiritus 46,8 M. Rübfen — M. 
— Petroleum loko 8,2 M. tr. bez., Regulirungspreis 8,2 M. tr. 


(Oſtſee⸗Ztg.) 
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Stettin, 12. Januar. [An der Börſe.] Wetter: ſchön. 
+ 3 Gr. R. Barom. 28,6. Wind: NW., Nachts leichter Froſt. 

Weizen matt, per 1000 to lote gelber inländiſcher 
209—222 Mark bez., geringer —.— Warf bez., weißer 210—224 


—— — — ß . nn ET TE TE TE 
12. Januar. Der geſtrige Rückgang der Haupt⸗Speku⸗ | geſtern nur durch die Macht der Ereigniſſe abgedrückt worden iſt. Der Aachen⸗Maſtrichter, der Oſtpreußiſchen Südbahn und der Marienburg? 
eee 1 gerückt 8 e Börse a Galdmortt hatte überdies eine flüſſigere Geſtaltung 5104 9 5 Mlawkauer durch regen Verkehr und ſteigende Kursbewegung auszeich⸗ 
lediglich hervorgerufen durch die in Bezug auf die Banque de Lyon doch ift der augenblicklich im Pripatverkehr für feinſte Diskonten gel⸗ neten. Ebenſo Are le ſich die beliebteren Induſtriepapiere rege 
einlaufenden Gerüchte. Dieſelben haben ſedoch keine Beſtätigung er⸗ tende Preis für gegenwärtige Zeit immerhin etwas hoch zu nennen. am Geſchäft, während kontanwerthe ne t en — Per 
fahren und da von Paris wie von Wien beſſere Kursmeldungen ein- Was den Verkehr anbelangt, jo wurden die internationalen Spe: Ultimo notiven: Franzoſen 550—5 86 558553, Lombarden 
ettoffen waren, da überhaupt alle von den auswärtigen Plätzen vor⸗ kulationspapiere ſehr lebha't und zu ſtetig ſteigenden Kurſen umgeſetzt 247.50 —251—.250, Kredit⸗Aktien 587—58 rer, Wie⸗ 
liegenden Nachrichten dabin deuteten, daß das Vertrauen in die | und ibnen ſchloſſen ſich die geſtern nicht unbedeutend gedrückten Bank: | ner Bankverein 241 241.50, Darmſtädter Bank 162—161,10—162 kis 
Weiterentwickelung der geſammten einichlägigen Verhältniſſe ſich von aktien an, wenn auch in letzteren und beſonders in den Kaſſabanken | 161,75, Dietonto Kom mardit Auge . bis 
neuem befeſtigt hat, fo lenkte auch die hieſige Börſe ſofort bei Beginn der Verkehr ſich weniger lebhaft geſtaltete. Ganz beſonders bevorzugt | 204, Deutſche Bank 152,60 —152,75—152, Dortmunder Union 
des offiziellen Geſchäfts in eine feite Strömung und nahm ſomit die waren wieder die inländiſchen Eiſenbahn⸗Aktien, von denen ſich na⸗ 105,6 105,50 105,90, Laurahütte 125,60—125,50—75—105,60. 
Richtung wieder auf, die ihr eigentlich naturgemäß iſt und von der ſie mentlich die Aktien der Oberſchleſiſchen, der Rechte Oderufer, der ! Der Schluß war matt. Prfvatdiskont 4} denen 
-y. Aklien⸗Häkit. d „B. I. 120% 106.25 ba Bank- u. Kredit⸗ Aktien. Eiſenbahn⸗Elam-Aktten. unſter-Haum 109,50 B ſe'vesſcheh. v. 5 = 100,70 bz 
Londs⸗ N. 4 ien⸗Gökit. do. IV. 11015 10350 G 4 114,00 & Aachen⸗Maftricht 4 52,90 bz Watederſcal⸗ Nen. 4 90. a d. 
Berlin, den 12. Januar 1882 Rom. 700 dh Snare 202 00 bz n nene urge. 6 
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a — 5 : al 5 92.25 bz [Sels⸗Gneſen 5 agd.sHulherkabt 4 S el, gar. 95,90 
de. de, 2 N. 05:50 © a nel; bern 72,50 48 Bo. de de 18791 | Kos Ha, 8 82 
9. * 0 . Poſe 1 
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